
Die Regierung will
mit einer Kampagne

Nicht-LuxemburgerInnen
dazu bewegen, sichin
die Wählerlistenfür

die Kommunalwahlen
2005einzutragen.

Dochi mVergleichzu den
Nachbarländernsind die
Zugangsvoraussetzungen
i mmer nochrestriktiv.

Die Wahlen werfen ihren
Schatten voraus. Allerdings
nicht etwa zur Parlamentswahl
i mkommenden Juni hat die Re-
gierung diese Woche eine Kam-
pagne vorgestellt, sondern zur
Kommunalwahl 2005, zu der
auch Nicht-EU-BürgerInnen zu-
gelassensind.
"Wählen um etwas zu bewe-

gen - voter pour faire bouger"
lautet das MottoderSensibilisie-
rungsaktion. Etwas bewegen
wollen Familienministerin Ma-
rie-Josée Jacobs und Innenmi-
nister Michel Wolter, die das
Konzept am Montag vorstellten:
und zwar möglichst viele Nicht-
LuxemburgerInnen an die Wahl-
urne. Diese können sich noch
bis zum 31. März kommenden
Jahres in die Wählerlisten ein-
schreiben. Mit Hilfe von mehr-

sprachigen Broschüren und Pla-
katen sollen sie dazu ani miert
werden.
Serge Kollwelter hegt Zweifel

am Sinn der Einschreibefrist.
"Wer denkt jetzt schon an die
Gemeinderatswahlen in zwei
Jahren?", fragt sich der Präsi-
dent der "Association de souti-
en aux travailleurs i mmigrés"
(Asti). Die Frist läuft bereits an-
derthalbJahrevor demWahlter-
min ab. Und wer sich nicht ein-
trägt, darf nicht wählen. Derweil
sind luxemburgische Staatsan-
gehörige automatisch in die
Wählerlisteneingetragen.

Fünf Jahre Probezeit
Doch diese Form der Un-

gleichbehandlung von Luxem-
burgerInnen und Nicht-Luxem-
burgerInnenist nicht der einzige
Haken amstaatlich geförderten
Aufruf zur politischen Partizipa-
tion. Schließlich besteht i m
GroßherzogtumWahlpflicht. Ge-
nau genommen heißt das: Wer
sich bis kommenden März ent-
schieden hat, bei den Kommu-
nalwahlen mitzumachen, hat da-
mit auch sein Ja zur eigenen
Wahlpflicht gegeben, auch wenn
er/es anderthalb Jahre später
bereuensollte.
"Das Gesetz vom22. Februar

2003 gesteht ausländischen
Staatsangehörigendas Recht zu,
Bürger ihrer Wohnsitzgemeinde
in Luxemburgzu werden", heißt
es in der Broschüre. Der größte
Ausschlussfaktor dürfte dabei
die Regelung sein, dass nur die
AusländerInnen wählen dürfen,
die bereits seit fünf Jahren im
Landleben. Asti-Chef Kollwelter
sieht darineine Diskri minierung
und verweist auf die Nachbar-
länder: In Belgien, Deutschland
und Frankreich gibt es keine
ähnlicheFrist.
Die Idee mit den fünf Jahren

Aufenthalt als Voraussetzung
für die Wahlbeteiligungsei wohl,
dass man sich erst nach fünf
Jahreneinbesseres Bildvonder
Kommunalpolitik in der jeweili-
gen Gemeinde machen könne,
meint Kollwelter undfügt hinzu:
"Wenn ich vom Saarland nach
Berlin oder Frankfurt ziehe,
braucheichauchkeinefünf Jah-
re dazu. Warumsollte ich dies,
wennichvonSaarbrücken nach
Luxemburgziehe."
"Die politischen Parteien in-

vestieren zu wenig in das The-
ma", stellt der Asti-Präsident
fest. "Das müsse über ein paar
Alibi-Ausländer in den Partei-
strukturen hinaus gehen." Un-
terdessen bescheinigt Eduardo
Días vom OGBL der Regierung
"eine gute Kampagne". Dochzur
Integration der ImmigrantInnen
gehöre mehr als die Möglich-
keit, sich bei Kommunalwahlen
zu beteiligen, erklärt der Portu-
giese. Zwar seien viele Auslän-
derInnen in NGOs und Gewerk-
schaften aktiv, von Seiten der
Parteien würde "fast nichts" für
siegetan, so Días gegenüber der
woxx. Da seien zumeinen nach
wie vor die Sprachbarrieren, an-

dererseits aber auch kulturelle
Unterschiede.
Als "großes Handicap" be-

zeichnet auchAbbesJacobyvon
denGrünendieSprache. Bei Par-
teiveranstaltungengebe es zwar
mittlerweile Übersetzungen und
zweisprachige Ausgaben von
Veröffentlichungen, so der "at-
taché parlamentaire". "Auf unse-
ren Sitzungen wird fast nur lu-
xemburgisch gesprochen", sagt
derweil David Wagner, parla-
mentarischer Mitarbeiter von
"Déi Lénk", wo nach Schätzun-
gen immerhin fast 20 Prozent
der Mitglieder Nicht-Luxembur-
gerInnen sind. Nach Wagners
Wortenist dieInformationskam-
pagne nicht nur zu spät gestar-
tet wurde, sie müsse auchkonti-
nuierlicher geführt werden. "Im-
mens viele Menschen sind hier
vom politischen Leben ausge-
schlossen", konstatiert Wagner.
"Deshalb sollte nicht nur, wer in
Luxemburg lebt, sich bei allen
Wahlenbeteiligendürfen, dieRe-
gelungsollte auchfür alle Nicht-
Luxemburger gelten, und nicht
nurfür EU-Bürger."
Die Miteinbeziehung der

Nicht-EU-AusländerInnenfür die
Kommunalwahl ist da schon ein
Schritt in diese Richtung. Doch
selbst mit der durch den Maa-
strichter Vertrag von 1992 in
Aussicht gestellten"citoyenneté
européenne" ist es nicht weit
her, ni mmt man die Beteiligung
der in Luxemburg lebenden EU-
Staatsangehörigen bei der Kom-
munalwahl 1999 als Maßstab.
Damals hatten sich laut einer
Studie der Forschungsstelle Se-
sopi-Centreintercommunautaire
knapp 13 Prozent der Sti mmbe-
rechtigten unter ihnen in die
Wählerlisteneingetragen- bei ei-
nem Bevölkerungsanteil von et-
waeinemDrittel eindürftiges Er-
gebnis. In der Hauptstadt, wo
rund die Hälfte der Bevölkerung
einen ausländischen Pass be-
sitzt, warenes sogar nur 7,2 Pro-
zent. Unter den mehr als 3.000
KandidatInnen für die Gemein-
dewahlen i m gesamten Luxem-
burg waren nur 4,5 Prozent
Nicht-LuxemburgerInnen.

Fragevon Generationen
Besonders wenig Begeiste-

rung löste die neu gewonnene
Möglichkeit der politischen Par-
tizipationunter denPortugiesIn-
nen aus: Nur 11,5 Prozent der
Wahlberechtigten unter ihnen
ließen sich eintragen, weniger
waren es nur bei Franzosen und
Briten, während der Prozentsatz
amhöchsten bei denItalienerIn-
nen ausfiel. "Die Integration ist
einlanger Prozess", so Eduardo
Días. "Das ist eine Frage von
Generationen."
Für die Kommunalwahlen in

zwei Jahren zeichnet sich i m-
merhin eine höhere Wahlbeteili-
gung unter den Nicht-Luxembur-
gerInnen ab: Zum 20. Oktober
hatten sich nach Sesopi-Anga-
ben i mmerhin 14.950 Personen
indieListerneingeschrieben, et-
wa acht Prozent mehr als 1999,
für die Europawahlen i m kom-
menden Jahr wurde sogar ein
Plus von 19,8 Prozent verzeich-
net (hier ist die Einschreibefrist
schonabgelaufen). "Das Potenzi-
al ist noch nicht ausgeschöpft",
soFrancoBarilozzi vom"Comité
de liaison et d'action des étran-
gers" (Clae). In der Tat: Es be-
läuft sich nach Schätzungen auf
etwa80.000 bis 100.000.

StefanKunzmann

WAHLEN

Partizipation mit
Haken

Vorsicht Baustelle!
Auf Luxemburgs Baustellen arbeitet sich' s gefährlich. Das
beweist die i n den vergangenen Jahren gestiegene Zahl
von Arbeitsunfällen: 21. 087 waren es i m Jahr 2002, am
meisten betroffen davon der Bausektor. Dementgegentre-
ten möchten nun unter anderem das Arbeitsministeri um,
die Gewerbeaufsicht und die beiden Gewerkschaften OGBL
und LCGB, die diese Woche ei nen Vertrag zur Förderung
der Sicherheits- und Gesundheitskultur i n den Betrieben
unterzeichneten. Zwar liege Luxemburg, was die durch-
schnittliche Zahl der Arbeitsunfälle angeht, i m i nternati o-
nalen Mittelfel d, sagte Arbeitsminister François Biltgen am
Mittwoch bei ei ner Pressekonferenz, dennoch herrsche i n
der Sicherheitskultur großer Handl ungsbedarf. Die Be-
schäfti gten sollen i n Zukunft besser über i hre Arbeitsrisi-
ken aufgeklärt - unter anderemschon i n der Ausbil dung -
und auch die Arbeitgeber verstärkt für das Thema sensi bi-
lisiert werden. Anvisiertes Ziel der Vertragspartner: die
Zahl der Arbeitsunfälle bis zumJahr 2007 umfünf Prozent
zu senken.

Un autreretour "assisté"
Ce n' est pas, comme promis, pendant les vacances, mais
au beau milieu de la péri ode scolaire, qu' aura lieu le pro-
chai n retour "assisté" de réfugié-e-s. Pour faciliter l'i nté-
grati on des élèves dans les écoles pri maires et dans les
lycées, le gouvernement avait promis d' effectuer les re-
foulements pendant les vacances scolaires.
Selon l' ASTI le retour de 120 personnes déboutées du
droit d' asile vers le Monténégro aura lieu ce samedi
22 novembre. L' envol del' avion est prévu pour 10 heures,
le check-i n des personnes sefera donc probablement vers
9 heures. Selon les i nformations de l' Asti il s' agirait du
dernier retour pour l' année 2003. Comme pour les six
autres retours de cette année, les membres de l' ASTI
seront à nouveau àl' aéroport pour l' au-revoir.

GrünesLichtfür Stammzellenforschung
Geht es nach dem Europaparlament, dürfen menschliche
Embryos künfti g i n der EU für Forschungszwecke ei nge-
setzt werden. Am 3. Dezember wird der Ministerrat darü-
ber entscheiden, ob er der Parlamentsli nie fol gen und das
derzeit i n der EU bestehende Moratori um aufheben wird.
Bislang wurde dies von Deutschland, Österreich, Italien
und Portugal bl ockiert. Luxemburg, Spanien und Irland
gaben sich i n dieser Frage ambivalent. Die Biotechno-
l ogie-I ndustrie begrüßte am Mittwoch die Entscheidung
des Parlaments und sprach sei ne Hoffnung dafür aus,
dass diese Absti mmung ei n Signal i n Richtung Ministerrat
sende. "Das Europaparlament hat ei ne Chance verpasst,
klare ethische Rahmenbedi ngungen für die Forschung
festzulegen", bedauerte der Berichterstatter i m Europa-
parlament, Peter Liese (CDU). Liese hatte die Abgeordne-
ten dazu aufgerufen gegen den Vorschlag zu sti mmen. I n
Deutschland war das Nei n zur Stammzellenforschung erst
i m vergangenen Monat durch den Bundestag bestäti gt
worden.
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"AufrufzumSchlussspurt: Wer wählt...

... bewegt, meint die Regierung.

Positive Kräfte an Bord
SGL i st ni cht das neueste Produkt
ei nes schwäbi schen Autokonzerns,
SGL i st das Kürzel ei nes neuen
woxxi s, der bereits seit ei n paar Wo-
chen i n der Redakti on kreati v waltet.
SGL steht für Serge Garci a Lang.
Mehrere Jahre hat der Luxemburger

aus Aragón bereits für verschi edene Zeitun-
gen hi erzul ande gewi rkt. Nun hat er di e
woxx-Kultur geentert und überni mmt dort i n
der nächsten Woche erst mal s all ei n das
Steuer. Der gel ernte Kommuni kati onsberater,
Musi ker und Fotograf si eht si ch al s über-
zeugten Agnosti ker und fi ndet, dass Kultur
vi el mehr i st al s nur Unterhaltung oder
kopfl asti ge Spi el erei en. Bereits i n ei ner sei -
ner ersten Redakti onssitzungen hat er übri -
gens darauf hi n gewi esen, dass di e woxx
mehr über positi ve Di nge beri chten sollte.
Obwohl di e Welt bekanntli ch schl echt i st,
hat si ch das Team di esen Vorschl ag zu Her-
zen genommen. Di e Suche nach positi ven
Alternati ven hat begonnen. Und SGL drücken
wi r für nächste Woche di e Dau men.


